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noch 30 % diese Funktion dem Chef-
oder Oberarzt zuordneten. Die Relevanz
der Fragebogenaktion wurde hingegen
erfreulicherweise sehr positiv einge-
schätzt. Mehr als 85 % beurteilten ihn
als sinnvoll beziehungsweise sehr sinn-
voll.

Schlussfolgerungen
Die Ergebnisse des Fragebogens zeigen,
dass eine unzureichende Qualität der
Weiterbildung kein Kavaliersdelikt eini-
ger weniger Chefärzte ist, sondern dass
weitverbreitet Defizite bestehen. Diese
lassen sich nicht durch eine Mahnung
mit freundlichem Schulterklopfen aus
der Welt schaffen! Zwar sind in der Wei-
terbildungsordnung und in den zugeord-
neten Richtlinien Leistungskataloge ver-
ankert, die ein vergleichbares Niveau der
Weiterbildung zum Facharzt gewährleis-
ten sollen, allerdings wird deren Er-
füllung lediglich formal, quantitativ und
nicht immer mit retrospektiv gerechtfer-
tigten Pauschalbestätigungen beschei-
nigt. Zur Beurteilung der erreichten
Qualität der Weiterbildung existiert bis-
her nur die Facharztprüfung. Der Aus-
schuss „Junge Ärzte“ ist der Auf-
fassung, dass die derzeitigen Regelun-
gen zur Weiterbildung nicht in ausrei-
chendem Maße eine qualitativ hoch-
wertige und umfassende Weiterbildung
gewährleisten, wie dies in den entspre-
chenden Vorschriften angestrebt wird.

Eine gute Weiterbildung erfordert einen
erhöhten Arbeitsaufwand und kann der-
zeit nicht abgerechnet werden. Weiter-
bildung muss für die einzelnen Kliniken
und für die niedergelassenen Ärzte
attraktiver und lohnend werden. Erfolg-
reiche Weiterbildung sollte einen hohen
Image-Wert erhalten und stärkere Aner-
kennung, auch finanzieller Art, erfahren.
Gleichzeitig ist, um eine Verbesserung
der Weiterbildung zu erreichen, das En-
gagement der Weiterzubildenden gefor-
dert! Diese sollten die gültige Weiter-
bildungsordnung nicht erst 4 Wochen
vor der Facharztprüfung zur Hand neh-
men, sondern Defizite eher auszuglei-
chen versuchen und gegebenenfalls
Lerninhalte einzuklagen bereit sein.
Defizite in der ärztlichen Weiterbildung
dürfen nicht tabuisiert oder autoritär weg-
verordnet werden. Zur dringend notwen-
digen Erarbeitung von Modellen zur
Qualitätskontrolle muss eine offene Dis-
kussion mit allen Beteiligten, Weiterbil-
dern wie Weiterzubildenden geführt
werden. Dabei muss auch die Sächsische
Landesärztekammer ihre Rolle überden-
ken und aktiv den Kontakt zu den Be-
troffenen suchen. Die Arbeit und vor
allem die Möglichkeiten der Sächsi-
schen Landesärztekammer als Interes-
senvertreter ihrer Pflichtmitglieder müs-
sen transparenter gemacht werden. Die
Überwachung bürokratischer Prozesse
darf nicht zur Hauptaufgabe werden.

Der Fragebogen zeigt, dass der Aus-
schuss „Junge Ärzte“, der die
Qualitätssicherung der Weiterbildung
zu einem Schwerpunkt seiner Arbeit
gemacht hat, damit einem Hauptin-
teresse unter Ärzten in der Weiter-
bildung entspricht. Fragebögen wären
bei regelmäßiger und namentlicher
Erhebung ein erstes mögliches Instru-
ment zur Qualitätskontrolle. Denkbare
bessere Methoden sollten diskutiert wer-
den. Die Schaffung von zeitlich und in-
haltlich genauer strukturierten Weiterbil-
dungsplänen wurde im Rahmen des
Fragebogens fast durchgängig gefordert.
Um dieser Forderung nachzukommen,
die auch nach Überzeugung des Aus-
schusses ein zentraler Punkt bei der
Qualitätssicherung in der ärztlichen Wei-
terbildung sein kann, wird derzeit vom
Ausschuss „Junge Ärzte“ im Dialog mit
den verantwortlichen Stellen ein Modell
einer zeitlich und inhaltlich stärker
strukturierten Weiterbildung erarbeitet.
Es soll dem Weiterbilder einen Anreiz zu
guter Weiterbildung geben und dem
Weiterzubildenden ein Instrument sein,
die Vermittlung geforderter Inhalte bes-
ser durchsetzen zu können.

Ausschuss „Junge Ärzte“ 
der Sächsischen Landesärztekammer

Vorsitzende: Frau Kornelia Kuhn
Schützenhöhe 16, 01099 Dresden

www.slaek.de/jae
e-mail: reichp@medizin.uni-leipzig.de

Die Ergebnisse sind aus der Sicht des
Ausschusses Weiterbildung interessant
und sollten trotz der kritischen Bemer-
kungen publiziert werden. 
Der Fragebogen ist in einigen Teilen un-
klar in seinen Formulierungen und nicht
valide, so dass Missverständnisse bei der
Beantwortung vorprogrammiert waren.

Das sollte Anlass zu sehr vorsichtigen
Schlussfolgerungen sein. Zu den Details
möchte ich nicht Stellung nehmen, da
die zum Teil unverständlichen Ergeb-
nisse nicht überprüfbar und außerdem
nicht repräsentativ sind.
Allein das Ergebnis, dass bei 24 % an
der Universität nie Fortbildung stattfand,

ist bei unserer Sachkenntnis zumindest
in den klinischen Disziplinen unver-
ständlich und relativiert andere Aussa-
gen.
An der Universität beklagen wir uns über
das Überangebot an Fortbildung (Abtei-
lungs-, Klinik-, Zentrums-, Universitäts-
angebote) mit vielen terminlichen Über-

Kommentar zum Fragebogen 
der „Jungen Ärzte“ 
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Der heutige Öffentliche Gesundheits-
dienst (ÖGD) hat zwei Hauptwurzeln:
Die eine Wurzel des ÖGD gründet im
organisierten Gesundheitswesen des mo-
dernen Staates. Im Gegensatz zur Antike
wurde die Gesundheit eines Volkes in
der Neuzeit als staatliche Aufgabe gese-
hen. Bereits 1685 empfahl daher das
Medizinaledikt für Preußen und Bran-
denburg allen Städten und Kreisen,
einen Physikus anzustellen. Daraus ent-
wickelte sich das staatliche öffentliche
Gesundheitswesen. Es beaufsichtigte den
gesamten Medizinalbereich, also Ärzte,
Tierärzte, Apotheker, Hebammen, Heil-
praktiker, Krankenhäuser sowie die Heil-
und Pflegeanstalten. Seine Aufgabe lag
zunächst ausschließlich in der öffentli-
chen Pflege der Gesundheit.
Meilensteine in der Entwicklung dieses
staatlichen öffentlichen Gesundheits-
dienstes waren die Gründung des Kaiser-
lichen Gesundheitsamtes am 14. 3. 1876
in Berlin und des Kaiserlichen Institutes

Hygiene und Umweltmedizin im 
Öffentlichen Gesundheitsdienst Sachsen
Rückblick und Ausblick

Vortrag auf dem 
4. Leipziger Umweltmedizin-
Symposium am 23. 3. 2000

für Wasser, Boden und Luft (WaBoLu)
1904 in Berlin, des ersten Umweltamtes
überhaupt weltweit, für das damalige
Deutsche Reich sowie später die Medi-
zinaluntersuchungsämter für die einzel-
nen Bundesländer.
Seit über einem Jahrhundert erfüllen die-
se Bundes- und Landesinstitutionen un-
ersetzliche Aufgaben der Diagnostik,
Beratung und Begutachtung im Rahmen
des Gesundheitsschutzes der gesamten
Bevölkerung unter staatlicher Regie.
Diese Aufgaben waren so selbstver-
ständlich, dass sie jahrzehntelang nicht
einmal gesetzlich fixiert wurden.
Die zweite Hauptwurzel des heutigen
Öffentlichen Gesundheitsdienstes in
Deutschland sehe ich in der Entwicklung
der Hygiene und Mikrobiologie an den
deutschen Universitäten. Den ersten Lehr-
stuhl für Hygiene schuf bekanntlich Kö-
nig Ludwig der II. von Bayern 1865 in
München für Max v. Pettenkofer als
Dank für seine Beratung zur Verbesse-

rung der unangenehmen Raumluftatmo-
sphäre in seinem Schloss.
Die Verbindungen und damit gegenseiti-
gen Befruchtungen der Arbeit zwischen
Hygieneinstituten an den Universitäten
und den Instituten für den ÖGD waren in
Deutschland im Laufe der verflossenen
100 Jahre in den verschiedenen Bundes-
ländern unterschiedlich ausgeprägt. In
den 60er und 70er Jahren waren sie in
Sachsen so eng, dass sie, wie in Leipzig
zeitweise in Personalunion geleitet wur-
den.
Leider kam es während der Zeit des Na-
tionalsozialismus durch ideologische Ver-
strickungen – ich nenne nur die Schlag-
worte „Rassenhygiene“, „Eugenik“,
„Gesunderhaltung des Volkskörpers“
usw. – zu schweren Fehlentwicklungen
des Öffentlichen Gesundheitsdienstes,
so dass es nach dem Zweiten Weltkrieg
zu einem fast völligen Niedergang kam.
Lediglich die in den Kriegs- und Nach-
kriegswirren wieder stark angewachse-

schneidungen! Oder konnten die Fortbil-
dungsangebote wegen der intensiven
Stationsarbeit nicht wahrgenommen
werden?
Einzelaussagen widersprechen zumin-
dest in der Wertigkeit dem Faktum, dass
die meisten Teilnehmer/Teilnehmerinnen
mit der derzeitigen Weiterbildung zufrie-
den sind.
Die Formulierung „Die Überwachung
bürokratischer Prozesse darf nicht zur
Hauptaufgabe (der Sächsischen Landes-
ärztekammer) werden“ ist geprägt von
Unkenntnis der Autoren, was nahezu
täglich in Leipzig und Dresden im Sinne
der Ärzte in Weiterbildung an Beratung

und Bemühungen über Sonderregelungen
realisiert wird. Dieser Satz kann also so
nicht stehen bleiben, da er die aktuelle
Rolle der Sächsischen Landesärztekam-
mer bei der Umsetzung der Weiterbil-
dung im Lande völlig verzerrt reflektiert. 
Das Grundanliegen der „Jungen Ärzte“,
die Weiterbildung zu verbessern, werden
ich und alle Mitglieder des Ausschusses
ohne Einschränkung unterstützen.
So zum Beispiel die Forderung nach
Strukturierung der individuellen Weiter-
bildung, die stärkere Herausarbeitung der
Pflichten der Weiterbildungsbefugten in
der novellierten Weiterbildungsordnung,
die Rotation in den Krankenhäusern, die

Überprüfung der persönlichen und/oder
fachlichen Kompetenz der Weiterbil-
dungsbefugten nach einer definierten Zeit
oder in berechtigten Einzelfällen auf An-
trag u. a. m.

Ein Fragebogen zur Weiterbildung für
die Einschätzung durch die Weiterbil-
dungsbefugten wird vom Ausschuss
„Junge Ärzte“ zur Zeit erarbeitet, im
Ausschuss Weiterbildung diskutiert und
danach dem Vorstand vorgelegt werden.

Prof. Dr. med. Gunter Gruber
Vorsitzender des Ausschusses Weiterbildung


